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A. Prüfungsauftrag 

Die Werkleitung der

Stadt Mainz I Eigenbetrieb Kommunale Datenzentrale,

Mainz,

– im Folgenden auch kurz „KDZ“ oder „Eigenbetrieb“ genannt –

hat uns beauftragt, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 unter Einbeziehung der

zugrunde liegenden Buchführung und den Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2025 des

Eigenbetriebs nach berufsüblichen Grundsätzen zu prüfen und über das Ergebnis unserer

Prüfung schriftlich Bericht zu erstatten.

Der vorliegende Prüfungsbericht ist an das geprüfte Unternehmen gerichtet.

Dem Prüfungsauftrag vom 5. Juni 2025 lag der Beschluss des Stadtrats vom

27. November 2024 zugrunde, mit dem wir zum Abschlussprüfer bestellt wurden. Wir haben

den Auftrag mit Schreiben vom 3. März 2026 angenommen.

Der Eigenbetrieb ist aufgrund handelsrechtlicher Vorschriften nicht prüfungspflichtig. Die

Prüfungspflicht ergibt sich aus § 89 GemO. Nach § 22 Abs. 2 EigAnVO kommen die Vor-

schriften für große Kapitalgesellschaften zur Anwendung, soweit sich aus den Vorschriften

der EigAnVO nichts Anderes ergibt.

Bei unserer Prüfung waren auftragsgemäß auch die Vorschriften des § 89 Abs. 3 GemO

i.V.m. § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG zu beachten; wegen Einzelheiten wird auf Abschnitt D.

und F. des Berichts verwiesen.

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die an-

wendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir den nachfol-

genden Bericht, der in Übereinstimmung mit den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung

von Prüfungsberichten (IDW PS 450 n.F. (10.2021)) erstellt wurde.
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Der Bericht enthält in Abschnitt B. vorweg unsere Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch

die Werkleitung, Feststellungen gemäß § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB.

Der aufgrund der Prüfung erteilte uneingeschränkte Bestätigungsvermerk wird in

Abschnitt C. wiedergegeben. Die Prüfungsdurchführung und die Prüfungsergebnisse sind in

den Abschnitten D. und E. im Einzelnen dargestellt.

Unserem Bericht haben wir den geprüften Jahresabschluss, bestehend aus der Bilanz

(Anlage 1), der Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) und dem Anhang (Anlage 3) sowie

den geprüften Lagebericht (Anlage 4)  beigefügt.

Die rechtlichen und steuerrechtlichen Verhältnisse haben wir in der Anlage 6 dargestellt. 

Den Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirt-

schaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG enthält die Anlage 7.

Der Durchführung des Auftrags und unserer Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu Drit-

ten, liegen die vereinbarten und diesem Bericht als Anlage beigefügten „Allgemeine Auf-

tragsbedingungen für Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaften vom 1. Januar 2024“ zugrunde. Wir verweisen ergänzend auf die dort in Ziffer 9

enthaltenen Haftungsregelungen und auf den Haftungsausschluss gegenüber Dritten. 
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B. Grundsätzliche Feststellungen 

Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die Werkleitung

Die Werkleitung hat im Lagebericht (Anlage 4) und im Jahresabschluss (Anlagen 1 bis 3),

insbesondere im Anhang, die wirtschaftliche Lage des Unternehmens beurteilt.

Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir als Abschlussprüfer mit den anschließenden

Ausführungen vorweg zur Lagebeurteilung durch den Werkleiter im Jahresabschluss und im

Lagebericht Stellung. Dabei gehen wir insbesondere auf die Beurteilung des Fortbestands

und der zukünftigen Entwicklung des Unternehmens unter Berücksichtigung des

Lageberichts ein. Unsere Stellungnahme geben wir aufgrund unserer eigenen Beurteilung

der Lage des Unternehmens ab, die wir im Rahmen unserer Prüfung des Jahresabschlus-

ses und des Lageberichts gewonnen haben.

Folgende Kernaussagen im Lagebericht sind hervorzuheben:

 Die Betriebsleistungen des Jahres 2025 betragen insgesamt TEUR 22.809. Gegenüber

den geplanten Betriebsleistungen im Wirtschaftsplan 2025 (TEUR 20.798) bedeutet dies

eine Steigerung um TEUR 2.011. 

 Gemessen am Gesamtkapital beträgt die Eigenkapitalquote rund 44%. Das Anlagever-

mögen ist vollständig durch Eigenkapital sowie durch mittel- und langfristiges Fremdkapi-

tal finanziert.

 Trotz der ansonsten guten Ertrags- und allgemeinen Finanzlage hat sich im Haushalts-

jahr 2025 die angespannte Liquiditätslage für die Kommunale Datenzentrale weiter ver-

schärft. Die Auflagen und Beschränkungen des städtischen Haushalts führen immer wie-

der zur Nicht- oder Teilgenehmigung der grundsätzlich möglichen Kreditaufnahme und

damit zu erhöhten Aufwänden hinsichtlich der Ausgabenbewirtschaftung und Finanzpla-

nung. 

 Zahlreiche neue Aufgaben, die insbesondere auch aufgrund europäischer Rechtsetzung

unmittelbar von den Kommunen umzusetzen sind und Anforderungen aus dem E-

Government-Bereich (OZG) werden auch weiterhin neue und quantitativ wie qualitativ

steigende Leistungen erfordern. 

 Eine besondere Herausforderung wird die von der Stadtverwaltung geforderte Einfüh-

rung weiterer Module von Microsoft 365 darstellen, die auch insbesondere mit den gel-

tenden Datenschutzregelungen in Einklang gebracht werden muss.

 Ab dem Jahr 2027 werden durch die Änderung des Umsatzsteuerrechts einige Hosting-
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verfahren der KDZ, wie z.B. LOGA, umsatzsteuerpflichtig. Eine Umsatzsteuerpflicht wür-

de sich nicht unwesentlich auf die Preisgestaltung der KDZ auswirken. 

 Bestandsgefährdende Risiken bestehen nicht.

 Für das Wirtschaftsjahr 2026 wird mit einem Jahresgewinn von TEUR 328 gerechnet.

Die oben angeführten Hervorhebungen werden in Abschnitt E. III. durch analysierende Dar-

stellungen wesentlicher Aspekte der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage ergänzt.

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen ist die Be-

urteilung der Lage des Eigenbetriebs einschließlich der dargestellten Chancen und Risiken

der künftigen Entwicklung plausibel und folgerichtig abgeleitet. Die Lagebeurteilung durch

die Werkleitung ist dem Umfang nach angemessen und inhaltlich zutreffend. 
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C. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem Jahresabschluss zum

31. Dezember 2025 (Anlagen 1 bis 3) und dem Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2025

(Anlage 4) der Stadt Mainz I Eigenbetrieb Kommunale Datenzentrale, Mainz, unter dem Da-

tum vom 31. Juli 2026 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der

hier wiedergegeben wird:

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An die Stadt Mainz I Eigenbetrieb Kommunale Datenzentrale, Mainz

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Stadt Mainz I Eigenbetrieb Kommunale Datenzentrale,

Mainz, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlust-

rechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem An-

hang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft.

Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Stadt Mainz I Eigenbetrieb Kommunale

Datenzentrale, Mainz, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025

geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den

Vorschriften der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Bundeslandes Rheinland-

Pfalz i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handels-

rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung sowie der landesrechtlichen Vorschriften ein den tatsächli-

chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des

Eigenbetriebs zum 31. Dezember 2025 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr

vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 und

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein unter Beachtung der

landesrechtlichen Vorschriften zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In al-

len wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-

schluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des

Bundeslandes Rheinland-Pfalz i.V.m. den einschlägigen deutschen, für

Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und stellt die Chancen

und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.
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Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen

gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-

mung mit § 317 HGB und § 89 GemO unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-

fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-

geführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt

„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-

berichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem

Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und

berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von

uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für un-

sere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der Werkleitung für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die Werkleitung ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den

Vorschriften der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Bundeslandes Rheinland-Pfalz

i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden

handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass

der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-

führung sowie der landesrechtlichen Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt.

Ferner ist die Werkleitung verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstim-

mung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig be-

stimmt hat, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von we-

sentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen

der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist die Werkleitung dafür verantwortlich, die Fä-

higkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des

Weiteren hat sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung

der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist sie dafür ver-

antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Un-

ternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-

heiten entgegenstehen.
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Außerdem ist die Werkleitung verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insge-

samt unter Beachtung der landesrechtlichen Vorschriften ein zutreffendes Bild von der Lage

des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss

in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des

Bundeslandes Rheinland-Pfalz i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaf-

ten geltenden handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der

zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner ist die Werkleitung verantwortlich für die

Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet hat, um die Auf-

stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der

Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Bundeslandes Rheinland-Pfalz i.V.m. den

einschlägigen deutschen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete

Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-

schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen

Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein unter Beachtung der

landesrechtlichen Vorschriften zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt

sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prü-

fung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebs- und

Anstaltsverordnung des Bundeslandes Rheinland-Pfalz i.V.m. den einschlägigen deutschen

für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestäti-

gungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lage-

bericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass ei-

ne in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-

fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-

geführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen

können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich an-

gesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt

die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftli-

chen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische

Grundhaltung. Darüber hinaus

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-

resabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, pla-

nen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlan-

gen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unse-

re Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultieren-

de wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass

eine aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird,

da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvoll-

ständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen

beinhalten können.

 erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten

internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen

und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-

ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit

der internen Kontrollen des Eigenbetriebs bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen

abzugeben.

 beurteilen wir die Angemessenheit der von der Werkleitung angewandten Rechnungsle-

gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestell-

ten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Ver-

tretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we-

sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht,

die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine we-

sentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die da-

zugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen

oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifi-

zieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum un-

seres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder

Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine Unterneh-

menstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
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schließlich der Angaben sowie, ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung

der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung sowie der landesrechtlichen

Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,

Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt.

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzes-

entsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebs.

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von der Werkleitung dargestellten zukunftsorien-

tierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungs-

nachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von

der Werkleitung zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die

sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein ei-

genständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrun-

de liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares

Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben ab-

weichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten

Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-

schließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer

Prüfung feststellen.“
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D. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

Gegenstand unserer Prüfung waren die Buchführung, der Jahresabschluss zum

31. Dezember 2025 (Anlagen 1 bis 3) und der Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2025

(Anlage 4) sowie die Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften zur Rech-

nungslegung.

Den Lagebericht haben wir daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei

unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den gesetzlichen Vorschrif-

ten entspricht und insgesamt eine unter Beachtung der landesrechtlichen Vorschriften zu-

treffende Vorstellung von der Lage des Eigenbetriebs einschließlich der wesentlichen Chan-

cen und Risiken der künftigen Entwicklung vermittelt. Die Prüfung hat sich auch darauf er-

streckt, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Aufstellung des Lageberichts beachtet worden

sind.

Nach § 89 Abs. 3 GemO wurde der Gegenstand der Prüfung um die Prüfung nach § 53

Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) erweitert.

Über die vorgenannte Prüfung wird in Abschnitt F. gesondert berichtet.

Gemäß § 89 Abs. 3 GemO i.V.m. § 4 KomEinrPrV RP erstreckte sich unsere Prüfung auch

auf die Feststellung, ob

1. die Buchführung, der Jahresabschluss und der Lagebericht den gesetzlichen Vorschrif-

ten entsprechen sowie die Betriebssatzung und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmun-

gen beachtet sind,

2. der Lagebericht mit dem Jahresabschluss in Einklang steht und seine sonstigen Anga-

ben nicht eine falsche Vorstellung von der Lage des Eigenbetriebs erwecken,

3. die wirtschaftlichen Verhältnisse geordnet sind; die Entwicklung der Vermögens-,

Finanz- und Ertragslage sowie die Liquidität und Rentabilität des geprüften

Eigenbetriebs, eventuelle verlustbringende Geschäfte sowie die Ursachen der Verluste

und des Jahresverlustes sind darzustellen,

4. die Geschäftsführung Anlass zu Beanstandungen gibt.

Die Werkleitung des Eigenbetriebs ist für die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-

abschluss und Lagebericht, die dazu eingerichteten internen Kontrollen sowie für die uns

gemachten Angaben verantwortlich. Unsere Aufgabe ist es, die von der Werkleitung vorge-

legten Unterlagen und die gemachten Angaben im Rahmen unserer pflichtgemäßen Prü-

fung zu beurteilen.
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Soweit nichts anderes bestimmt ist, hat sich unsere Prüfung nicht darauf zu erstrecken, ob

der Fortbestand des geprüften Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit

der Geschäftsführung zugesichert werden kann (§ 317 Abs. 4a HGB).

Die Prüfungsarbeiten haben wir – mit Unterbrechungen – in der Zeit vom 1. Mai 2026 bis

zum 31. Juli 2026 in unserem Büro in Mainz durchgeführt.

Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von uns geprüfte und mit einem

uneingeschränkten Bestätigungsvermerk vom 30. Juli 2025  versehene Vorjahresabschluss

zum 31. Dezember 2024; er wurde vom Stadtrat am 1. Oktober 2025 unverändert festge-

stellt.

Als Prüfungsunterlagen dienten uns die Buchhaltungsunterlagen und die Belege sowie das

Akten- und Schriftgut des Eigenbetriebs.

Alle von uns erbetenen Auskünfte, Aufklärungen und Nachweise sind uns von der

Werkleitung und den zur Auskunft benannten Mitarbeitern bereitwillig erbracht worden. 

Ergänzend hierzu hat uns die Werkleitung in der berufsüblichen Vollständigkeitserklärung

schriftlich bestätigt, dass in der Buchführung und in dem zu prüfenden Jahresabschluss alle

bilanzierungspflichtigen Vermögensgegenstände/Vermögenswerte, Verpflichtungen, Wag-

nisse und Abgrenzungen berücksichtigt, sämtliche Aufwendungen und Erträge enthalten, al-

le erforderlichen Angaben gemacht und uns alle bestehenden Haftungsverhältnisse bekannt

gegeben worden sind. Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des

Wirtschaftsjahres haben sich nicht ergeben und sind uns bei unserer Prüfung nicht bekannt

geworden.

In der Erklärung wird auch versichert, dass der Lagebericht hinsichtlich erwarteter Entwick-

lungen alle für die Beurteilung der Lage des Eigenbetriebs wesentlichen Gesichtspunkte so-

wie die nach § 289 HGB erforderlichen Angaben enthält.

Bei Durchführung unserer Jahresabschlussprüfung haben wir die Vorschriften der

§§ 316 ff. HGB und die vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Abschlussprüfung beachtet. Danach haben wir unsere Prüfung problemorientiert – jedoch

ohne spezielle Ausrichtung auf eine Unterschlagungsprüfung – so angelegt, dass wir Unre-

gelmäßigkeiten und Verstöße gegen die gesetzlichen Vorschriften, die sich auf die Darstel-

lung des den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz-

und Ertragslage des Eigenbetriebs wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit hät-

ten erkennen müssen. Im Rahmen der Prüfung werden die Nachweise für die Angaben in
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Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben

beurteilt.

Wir gewinnen ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten

internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen

und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen

angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Sys-

teme des Eigenbetriebs abzugeben.

Der Prüfung lag eine Planung der Prüfungsschwerpunkte unter Berücksichtigung unserer

vorläufigen Lageeinschätzung des Eigenbetriebs und eine Einschätzung der Wirksamkeit

des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems (IKS) zugrunde (risikoorientierter

Prüfungsansatz). Die Einschätzung basierte insbesondere auf Erkenntnissen über die recht-

lichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Branchenrisiken, Unternehmensstrategie

und die daraus resultierenden Geschäftsrisiken sind aus der Prüfung des Vorjahresab-

schlusses, aus Gesprächen mit der Werkleitung und Mitarbeitern des Eigenbetriebs be-

kannt.

Aus den im Rahmen der Prüfungsplanung festgestellten Risikobereichen ergaben sich fol-

gende Prüfungsschwerpunkte: 

 Absatz (Forderungen und Umsatzerlöse),

 Beschaffung (Verbindlichkeiten und Materialaufwand),

 Vollständigkeit und Bewertung der Rückstellungen,

 Entwicklung des Anlagevermögens.

Ausgehend von einer vorläufigen Beurteilung des IKS haben wir bei der Festlegung der wei-

teren Prüfungshandlungen die Grundsätze der Wesentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit

beachtet. Sowohl die analytischen Prüfungshandlungen als auch die Einzelfallprüfungen

wurden daher nach Art und Umfang unter Berücksichtigung der Bedeutung der Prüfungsge-

biete und der Organisation des Rechnungswesens in ausgewählten Stichproben durchge-

führt. Die Stichproben wurden so ausgewählt, dass sie der wirtschaftlichen Bedeutung der

einzelnen Posten des Jahresabschlusses Rechnung tragen und es ermöglichen, die Einhal-

tung der gesetzlichen Rechnungslegungsvorschriften ausreichend zu prüfen.

Um Prüfungssicherheit über die Eröffnungsbilanzwerte zu erlangen, haben wir ausreichend

geeignete Prüfungsnachweise darüber gewonnen, dass in den Eröffnungsbilanzwerten kei-

ne falschen Darstellungen mit wesentlichen Auswirkungen auf den zu prüfenden Abschluss

enthalten sind.
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Zur Prüfung des Nachweises der Vermögens- und Schuldposten des Eigenbetriebs haben

wir u. a. Bankbestätigungen sowie Saldenbestätigungen für Verbindlichkeiten eingeholt.

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unse-

re Beurteilung bildet.

Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen sind in un-

seren Arbeitspapieren festgehalten. 
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E. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Das Rechnungswesen (Finanz- und Anlagenbuchhaltung) des Eigenbetriebs erfolgt mit

einem eigenen IT-System unter Verwendung des Programms DKS SoftM (Finanzbuch-

haltung) und Schiller (Anlagenbuchhaltung) der Comarch Software und Beratung AG,

München. Die Softwarebescheinigung der KPMG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Mün-

chen, vom 11. Juni 2025 für das Programm wurde uns vorgelegt. Diese basiert auf dem Prü-

fungsstandard IDW PS 880 (Stand Januar 2022) und bezieht sich auf die genannten Modu-

le. 

Nach dem Ergebnis der Prüfung entspricht die Software den regulatorischen Anforderungen

– insbesondere den Grundsätzen zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von

Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff

(GoBD) und der aktualisierten IDW-Stellungnahme FAIT 1 n.F.

Das von dem Eigenbetrieb eingerichtete rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem

(IKS) sieht dem Geschäftszweck und -umfang angemessene Regelungen zur Organisation

und Kontrolle der Arbeitsabläufe vor. Die Verfahrensabläufe in der Buchführung haben im

Berichtszeitraum keine nennenswerten organisatorischen Veränderungen erfahren. 

Die Organisation der Buchführung und das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsys-

tem ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassung und Bu-

chung der Geschäftsvorfälle. Der Kontenplan ist ausreichend gegliedert, das Belegwesen ist

klar und übersichtlich geordnet. Die Bücher wurden zutreffend mit den Zahlen der

von uns geprüften Vorjahresbilanz eröffnet und insgesamt während des gesamten

Wirtschaftsjahres ordnungsgemäß geführt.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Buchführung und die weiteren geprüften Unterla-

gen (einschließlich Belegwesen, internes Kontrollsystem, Kostenrechnung und Planungs-

rechnungen) nach unseren Feststellungen in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen

Vorschriften einschließlich den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung entsprechen.

Die Prüfung ergab keine Beanstandungen.
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2. Jahresabschluss 

Der vorliegende Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 wurde nach den handelsrechtlich

geltenden Vorschriften für große Kapitalgesellschaften und den ergänzenden

Bestimmungen der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Bundeslandes Rheinland-

Pfalz  aufgestellt.

Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung sind ordnungsgemäß aus der Buchführung und

den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Die Gliederung der Bilanz (Anlage 1) erfolgt

nach dem Schema des § 266 Abs. 2 und 3 HGB. Die Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage

2) wurde nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß § 275 Abs. 2 HGB aufgestellt. Die

Formvorschriften der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Bundeslandes Rheinland-

Pfalz wurden beachtet. Soweit in der Bilanz oder in der Gewinn- und Verlustrechnung Dar-

stellungswahlrechte bestehen, erfolgen die entsprechenden Angaben weitgehend im An-

hang.

In dem von dem Eigenbetrieb aufgestellten Anhang (Anlage 3) sind die auf die Bilanz und

die Gewinn- und Verlustrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

ausreichend erläutert. Alle gesetzlich geforderten Einzelangaben sowie die wahlweise in

den Anhang übernommenen Angaben zur Bilanz sowie zur Gewinn- und Verlustrechnung

sind vollständig und zutreffend dargestellt. 

Die Schutzklausel des § 286 Abs. 4 HGB ist bei den Angaben zu den Gesamtbezügen der

Werkleitung (§ 285 Nr. 9a HGB) im Anhang zu Recht in Anspruch genommen worden.

Der Jahresabschluss entspricht nach unseren Feststellungen in allen wesentlichen Belan-

gen den gesetzlichen Vorschriften einschließlich den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-

führung. Die Prüfung ergab keine Beanstandungen. 

3. Lagebericht 

Der Lagebericht  für das Wirtschaftsjahr 2025 (Anlage 4) entspricht in allen wesentlichen

Belangen den deutschen gesetzlichen Vorschriften. Der Lagebericht steht im Einklang mit

dem Jahresabschluss sowie mit den von uns bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen.

Er vermittelt insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des Eigenbetriebs. Unse-

re Prüfung hat zu dem Ergebnis geführt, dass im Lagebericht die wesentlichen Chancen

und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt und die Angaben nach § 289

Abs. 2 HGB vollständig und zutreffend sind.
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II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

1. Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Unsere Prüfung hat ergeben, dass der Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den

gesetzlichen Vorschriften entspricht und in seiner Gesamtaussage, wie sie sich aus dem Zu-

sammenwirken von Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang ergibt, unter Beach-

tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen

ent-sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt

(§ 264 Abs. 2 HGB).

Im Übrigen verweisen wir hierzu auch auf die analysierende Darstellung der Vermögens-,

Finanz- und Ertragslage in Abschnitt E. III..

2. Wesentliche Bewertungsgrundlagen und deren Änderungen 

In dem Jahresabschluss der Stadt Mainz I Eigenbetrieb Kommunale Datenzentrale wurden

folgende Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden zugrunde gelegt:

• Die Abschreibungen bei den entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögensgegenstän-

den und den Sachanlagen erfolgen nach der linearen Methode auf Basis der betriebsge-

wöhnlichen Nutzungsdauer.

• Die Beihilferückstellungen sind nach versicherungsmathematischen Grundsätzen bewer-

tet worden. Die Beihilferückstellung wurde pauschal mit einem durchschnittlichen Markt-

zinssatz der vergangenen sieben Jahre abgezinst, der sich bei einer Restlaufzeit von 15

Jahren ergibt. Es wurde die Sterbetabelle nach Heubeck 2018/G zugrunde gelegt.

• Die Bemessung der in die Rückstellungsbildung eingehenden künftigen Ausgaben zur Er-

füllung der künftigen Verpflichtung mit den Vollkosten.

Die allgemeinen Grundsätze über die Bewertung und die Wertansätze der

Vermögensgegen-stände und Schulden wurden beachtet. Hinsichtlich der einzelnen ange-

wandten und geprüften Bewertungsgrundlagen und -methoden verweisen wir auf die Aus-

führungen im Anhang (Anlage 3) sowie unsere Darstellungen unter "D. Gegenstand, Art und

Umfang der Prüfung“.
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Bilanzierungswahlrechte wurden nicht in Anspruch genommen. Bewertungswahlrechte wur-

den unverändert gegenüber dem Vorjahr angewandt. Eine Änderung bei der Ausnutzung

von Ermessensspielräumen ergab sich nicht. Ermessensspielräume wurden dem Grundsatz

der kaufmännischen Vorsicht folgend ausgeübt.

3. Zusammenfassende Beurteilung

Nach unserer pflichtgemäß durchgeführten Prüfung sind wir zu der in unserem Bestäti-

gungsvermerk getroffenen Beurteilung gelangt, dass der Jahresabschluss insgesamt unter

Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-

sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs ver-

mittelt.
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III. Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

1. Vermögenslage (Bilanz) 

Vermögensstruktur

2025 2024 +/-
TEUR % TEUR % TEUR

Immaterielle Vermögensgegenstände 1.477 7,9 1.238 7,2 239
Sachanlagen 7.876 42,0 8.554 49,8 -678
Finanzanlagen 8 0,0 8 0,0 0
Anlagevermögen 9.361 49,9 9.800 57,0 -439
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 5.420 28,9 4.004 23,3 1.416
Übrige Forderungen und
Rechnungsabgrenzungsposten 3.439 18,3 2.337 13,6 1.102
Liquide Mittel 543 2,9 1.039 6,1 -496
Umlaufvermögen 9.402 50,1 7.380 43,0 2.022

18.763 100,0 17.180 100,0 1.583

Kapitalstruktur

2025 2024 +/-
TEUR % TEUR % TEUR

Stammkapital 1.050 5,6 1.050 6,1 0
Allgemeine Rücklage 6.745 36,0 6.474 37,7 271
Jahresgewinn 470 2,5 471 2,7 -1
Eigenkapital 8.265 44,1 7.995 46,5 270
Beihilferückstellungen 2.099 11,2 1.791 10,4 308
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 2.557 13,6 2.557 14,9 0
Verbindlichkeiten gegenüber dem
Einrichtungsträger 850 4,5 850 5,0 0
Mittel- und langfristiges Fremdkapital 5.506 29,3 5.198 30,3 308
Übrige Rückstellungen 1.079 5,8 566 3,3 513
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 705 3,8 357 2,1 348
Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 8 0,0 16 0,1 -8
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 547 2,9 1.222 7,1 -675
Übrige Verbindlichkeiten und
Rechnungsabgrenzungsposten 2.653 14,1 1.826 10,6 827
Kurzfristiges Fremdkapital 4.992 26,6 3.987 23,2 1.005

18.763 100,0 17.180 100,0 1.583
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Aufgliederung und Erläuterung der Posten des Jahresabschlusses

Im Wirtschaftsjahr 2025 wurde in Höhe von insgesamt TEUR 2.559 investiert. Davon entfal-

len TEUR 567 auf immaterielle Vermögensgegenstände sowie TEUR 1.992 auf Sachanla-

gen. Den Zugängen stehen planmäßige Abschreibungen von TEUR 2.998 gegenüber, so-

dass das bilanzielle Anlagevermögen per Saldo zurückging. Aus Abgängen ergab sich kein

Restbuchwertabgang bei einem Verkaufserlös von TEUR 44.

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen erhöhten sich um TEUR 1.415 auf TEUR

5.420. Der Anstieg resultiert insbesondere aus dem höheren Forderungsbestand aus Leis-

tungen an die Stadt Mainz sowie aus höheren Forderungen gegenüber Dritten und

öffentlich-rechtlichen Eigenbetrieben.

Der Anstieg bei den Rechnungsabgrenzungsposten ist vor allem auf höhere Vorauszahlun-

gen für Wartungsleistungen zurückzuführen.

Die Ursachen für die Entwicklung der liquiden Mittel werden in der nachfolgenden Kapital-

flussrechnung dargestellt.

Der Anstieg des Eigenkapitals um TEUR 270 resultiert aus dem im Geschäftsjahr 2025 er-

zielten Jahresüberschuss von TEUR 470 unter Berücksichtigung der Verwendung des Vor-

jahresgewinns: Vom Jahresüberschuss 2024 (TEUR 471) wurden TEUR 200 dem Haushalt

der Stadt Mainz abgeführt und TEUR 271 in die allgemeine Rücklage eingestellt.

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten: Diese erhöhten sich – trotz planmäßiger Darle-

henstilgungen – gegenüber dem Vorjahr um TEUR 348 auf TEUR 3.262 aufgrund des neu-

en Darlehens der Sparkasse.

Die Verbindlichkeiten gegenüber dem Einrichtungsträger resultieren aus einem von der

Stadt Mainz gewährten Investitionskredit. Die erhaltenen Anzahlungen betreffen überwie-

gend Anzahlungen von der Stadt Mainz.

Der Rückgang der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen um TEUR 675 auf

TEUR 547 ist auf den zum Jahresende 2024 wertmäßig hohen Bestand an Eingangsrech-

nungen externer Dienstleister zurückzuführen, der im Geschäftsjahr 2025 nicht mehr in ver-

gleichbarer Höhe bestand. Bei den Rechnungsabgrenzungsposten führten vor allem höhere

Einnahmen aus WLAN-Ausstattungen in Schulen sowie aus der SAP Software zu einem

Anstieg.
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2. Finanzlage (Kapitalflussrechnung) 

2025 2025 2024
TEUR TEUR TEUR

Periodenergebnis 470 471
+ Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 2.998 3.362
+ / - Zunahme/Abnahme der Rückstellungen 821 -242
+ Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen 0 11
- Zunahme der Vorräte, der Forderungen aus Lieferungen und

Leistungen sowie anderer Aktiva (die nicht der Investitions-
oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind) -2.518 -929

+ Zunahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und
Leistungen sowie anderer Passiva (die nicht der Investitions-
oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind) 145 71

- Gewinn aus dem Abgang von Gegenständen des
Anlagevermögens -44 -36

+ Zinsaufwendungen 267 137
= Cash-Flow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 2.139 2.845

- Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle
Anlagevermögen -567 -822

+ Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des
Sachanlagevermögens 44 36

- Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen -1.992 -2.559
= Cash-Flow aus der Investitionstätigkeit -2.515 -3.345

+ Einzahlungen aus der Aufnahme von (Finanz-)Krediten 725 0
- Auszahlungen aus der Tilgung von (Finanz-) Krediten -379 -354
- Auszahlungen an den Einrichtungsträger -200 0
- Gezahlte Zinsen -267 -137
= Cash-Flow aus der Finanzierungstätigkeit -121 -491

Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelfonds -497 -991
+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 1.039 2.030
= Finanzmittelfonds am Ende der Periode 542 1.039
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3. Ertragslage (Gewinn- und Verlustrechnung) 

2025 2024 +/-
TEUR % TEUR % TEUR

Umsatzerlöse 22.748 99,7 20.791 99,8 1.957
Übrige Erträge 61 0,3 44 0,2 17
Betriebserträge 22.809 100,0 20.835 100,0 1.974
Materialaufwand -2.592 -11,4 -2.637 -12,7 45
Personalaufwand -8.292 -36,4 -7.334 -35,2 -958
Abschreibungen -2.998 -13,1 -3.362 -16,1 364
Übrige Aufwendungen -8.195 -35,9 -6.894 -33,1 -1.301
Betriebsaufwand -22.077 -96,8 -20.227 -97,1 -1.850
Betriebsergebnis 732 3,2 608 2,9 124
Finanzergebnis -262 -1,1 -137 -0,7 -125

Jahresergebnis 470 2,1 471 2,2 -1

Aufgliederung und Erläuterung der Posten des Jahresabschlusses

Die Umsatzerlöse weisen die folgende Zusammensetzung und Entwicklung auf: 

2025 2024 +/-
TEUR TEUR TEUR

Stadt Mainz:
- Systemmanagement 10.115 9.099 +1.016
- Projektarbeit 1.818 1.587 +231
- IT-Verarbeitung/ Wartung 1.742 1.638 +104
- Nutzungsentgelt für Software und IT-Geräte 1.170 1.205 -35
- Andere Umsätze          533        536     -3
Umsätzerlöse Stadt Mainz 15.378 14.065 +1.313

Andere Kunden:
- IT-Verarbeitung 4.096 3.853 +243
- Systemmanagement 1.919 1.697 +222
- Andere Umsätze   1.342      1.176    +166
Umsätzerlöse Dritte   7.357   6.726    +631
Insgesamt 22.735 20.791 +1.946
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Beim Materialaufwand ist der leichte Rückgang vor allem auf den verminderten Einsatz ex-

terner Dienstleistungen für die Implementierung verschiedener IT-Projekte zurückzuführen.

Der Anstieg des Personalaufwandes resultiert aus der Einstellung weiterer Mitarbeiter sowie

Tariferhöhungen im Jahr 2025.

Bei den übrigen Aufwendungen ist der Anstieg insbesondere auf die gestiegenen Aufwen-

dungen für die Miete von Rechnerleistungen (+TEUR 236), für Verwaltungskostenbeiträge

(+TEUR 83), für Wartungskosten (+TEUR 506) sowie Lizenzgebühren für Softwareprodukte

(+TEUR 422) zurückzuführen.
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F. Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrags 

Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und

2 HGrG und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finan-

zen, dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffentlichten IDW

PS 720 „Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG“

beachtet. 

Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit der

erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen

Vorschriften und den Bestimmungen der Betriebssatzung geführt worden sind.

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in der Anlage 7 darge-

stellt. Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten ergeben,

die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsfüh-

rung von Bedeutung sind.
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G. Schlussbemerkung 

Wir erstatten diesen Prüfungsbericht in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften

und unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Ab-

schlussprüfungen (IDW PS 450 n. F. (10.2021)).

Eine Verwendung des unter C. wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses

Prüfungsberichts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder Wei-

tergabe des Jahresabschlusses und des Lageberichts in einer von der bestätigten Fassung

abweichenden Form (einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen) bedarf es zuvor

unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf

unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen.

Mainz, 31. Juli 2026

DORNBACH GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

Kern Laehn

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer



Anlage 1

Stadt Mainz I Eigenbetrieb Kommunale Datenzentrale, Mainz

Bilanz zum 31. Dezember 2025

A K T I V A

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

A. ANLAGEVERMÖGEN

I. Immaterielle Vermögensgegenstände
1. Entgeltlich erworbene Konzessionen,

gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte
und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten
und Werten 505.168,00 611.687,00

2. Geleistete Anzahlungen 972.062,25 626.569,47

1.477.230,25 1.238.256,47

II. Sachanlagen
1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und

Bauten einschließlich der Bauten auf fremden
Grundstücken 3.963.838,98 4.309.208,98

2. Technische Anlagen und Maschinen 3.860.839,00 4.176.091,00
3. Betriebs- und Geschäftsausstattung 51.649,42 68.268,49

7.876.327,40 8.553.568,47

III. Finanzanlagen
Sonstige Ausleihungen 8.000,00 8.000,00

8.000,00 8.000,00

9.361.557,65 9.799.824,94

B. UMLAUFVERMÖGEN

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 5.420.130,39 4.004.639,63
2. Sonstige Vermögensgegenstände 118.844,58 106.915,54

5.538.974,97 4.111.555,17

II. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben
bei Kreditinstituten und Schecks 542.317,41 1.038.896,32

6.081.292,38 5.150.451,49

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 3.320.647,78 2.229.968,51

18.763.497,81 17.180.244,94

P A S S I V A

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

A. EIGENKAPITAL

I. Stammkapital 1.050.000,00 1.050.000,00

II. Allgemeine Rücklage 6.745.255,49 6.474.028,41

III. Jahresgewinn 470.052,06 471.227,08

8.265.307,55 7.995.255,49

B. RÜCKSTELLUNGEN
1. Rückstellungen für Beihilfen 2.099.211,88 1.790.878,85
2. Steuerrückstellungen 4.970,01 4.970,01
3. Sonstige Rückstellungen 1.074.425,62 561.474,99

3.178.607,51 2.357.323,85

C. VERBINDLICHKEITEN
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 3.261.677,06 2.914.140,38
2. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 7.583,70 15.631,53
3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 547.217,46 1.221.610,03
4. Verbindlichkeiten gegenüber dem Einrichtungsträger 850.000,00 850.000,00
5. Sonstige Verbindlichkeiten 358.716,07 229.104,36

- davon aus Steuern: EUR 0,00 (Vorjahr: EUR
216,26)

5.025.194,29 5.230.486,30

D. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 2.294.388,46 1.597.179,30

18.763.497,81 17.180.244,94



Anlage 2

  Stadt Mainz I Eigenbetrieb Kommunale Datenzentrale, Mainz

Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr 2025

2025 2024
EUR EUR

1. Umsatzerlöse 22.748.449,94 20.790.922,57

2. Sonstige betriebliche Erträge 60.583,72 43.617,02

3. Materialaufwand
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs-

und Betriebsstoffe und für
bezogene Waren 1.369.212,74 1.352.313,02

b) Aufwendungen für bezogene
Leistungen 1.222.290,01 1.284.441,17

2.591.502,75 2.636.754,19

4. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 6.253.197,05 5.643.919,75
b) Soziale Abgaben und

Aufwendungen für
Altersversorgung und für
Unterstützung 2.039.231,05 1.689.908,89
- davon für Altersversorgung:

EUR 583.859,97 (Vorjahr:
EUR 510.790,39)

8.292.428,10 7.333.828,64

5. Abschreibungen auf immaterielle
Vermögensgegenstände des
Anlagevermögens und Sachanlagen 2.997.511,46 3.362.228,62

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen 8.195.376,94 6.893.533,55

7. Sonstige Zinsen und ähnliche
Erträge 4.663,64 0,00

8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 266.825,99 137.183,77
- davon aus der Aufzinsung von

Rückstellungen: EUR 95.290,00
(Vorjahr: EUR 50.406,00)

9. Steuern vom Einkommen und vom
Ertrag 0,00 -216,26

10. Ergebnis nach Steuern 470.052,06 471.227,08

11. Jahresgewinn 470.052,06 471.227,08
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1 Angaben zum Jahresabschluss 

1.1 Allgemeines 

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 der Stadt Mainz | Eigenbetrieb Kommunale 

Datenzentrale, Mainz, wurde auf der Grundlage der Rechnungslegungsvorschriften des Dritten 

Buches des Handelsgesetzbuches, der EigAnVO Rheinland-Pfalz, der GemO RLP und den 

Satzungsbestimmungen aufgestellt. Die Gliederung des Jahresabschlusses erfolgt nach den Form-

blättern zur EigAnVO.  

 
Die Ausweisstetigkeit wurde zum Vorjahr gewahrt. Es ist lediglich ein Ertragskonto für die 

Kassengeschäfte gegenüber dem ZIDKOR (Zweckverband für Informationstechnologie und 

Datenverarbeitung der Kommunen in Rheinland-Pfalz) hinzugekommen. Ein grundlegender 

Bewertungswechsel gegenüber dem Vorjahr fand nicht statt. 

1.2 Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze 

 Immaterielle Vermögensgegenstände 

Die entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögensgegenstände des Anlagevermögens werden 

grundsätzlich zu Anschaffungskosten zuzüglich Anschaffungsnebenkosten abzüglich Anschaffungs-

preisminderung aktiviert. Die planmäßigen Abschreibungen werden nach der linearen Methode, 

entsprechend der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer, vorgenommen. 

 Sachanlagen 

Die entgeltlich erworbenen Vermögensgegenstände des Sachanlagevermögens werden grundsätz-

lich zu Anschaffungskosten zuzüglich Anschaffungsnebenkosten abzüglich Anschaffungspreis-

minderungen aktiviert. 

Für abnutzbare Vermögensgegenstände des Sachanlagevermögens werden planmäßige Ab-

schreibungen, entsprechend der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer, nach der linearen Methode 

vorgenommen.  

 Finanzanlagen 

Die unter den Finanzanlagen ausgewiesenen Mitgliedschaften am ZIDKOR, KOPIT und ProVitako 

sind zu Nennwerten angesetzt. 

 Forderungen und sonstige Aktiva 

Die Forderungen und die sonstigen Vermögensgegenstände sowie die flüssigen Mittel und sonstige 

Aktiva werden zu Nennwerten ausgewiesen. Den Risiken im Forderungsbestand wird durch ange-

messene (Pauschal-)Wertberichtigungen Rechnung getragen. 

 Rückstellungen  

Die Beihilferückstellungen sind nach versicherungsmathematischen Grundsätzen bewertet worden. 

Pauschal wurde diese mit einem durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen sieben Jahre 

abgezinst, der sich bei einer Restlaufzeit von 15 Jahren ergibt. Es wurde die Sterbetabelle nach 
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Heubeck 2018/G zugrunde gelegt. Angenommen wurde zusätzlich eine durchschnittliche Steigerung 

der Beihilfeleistungen an Versorgungsempfänger um 3,0 %. Der maßgebliche Zinssatz gemäß 

§ 253 Abs. 2 Satz 1 zur Bewertung der Rückstellungen betrug 2,22 %. 

 

Die sonstigen Rückstellungen werden mit den nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung not-

wendigen Erfüllungsbeträgen angesetzt. Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem 

Jahr werden mit dem ihrer Restlaufzeit entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatz der ver-

gangenen sieben Jahre abgezinst.  

 Verbindlichkeiten 

Die Bewertung der Verbindlichkeiten erfolgt zum Erfüllungsbetrag.  

1.3 Erläuterungen zur Bilanz 

 Anlagevermögen 

Die Summe der Bruttowerte (kumulierte Anschaffungs- und Herstellungskosten) und der kumulierten 

Abschreibungen je Anlageposten sowie die Zu- und Abgänge des Berichtsjahres ergeben sich aus 

dem Anlagespiegel (ebenso sind dem Anlagespiegel die Abschreibungen des Wirtschaftsjahres zu 

entnehmen), der als Anlage beigefügt ist. 

 Forderungen, sonstige Vermögensgegenstände und Kassenbestand 

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen betragen zum 31. Dezember 2025 TEUR 5.420; 

davon entfallen auf die Stadt Mainz (Einrichtungsträger) TEUR 3.654. Die Restlaufzeit für alle For-

derungen liegt unter einem Jahr. 

Die liquiden Mittel betragen zum 31. Dezember 2025 TEUR 542 und stellen überwiegend Girogelder 

dar. 

 Rechnungsabgrenzungsposten 

Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten (RAP) beinhaltet vor allem bereits bezahlte Wartungs-

rechnungen und beträgt TEUR 3.321 und der passive RAP ist im Wesentlichen durch bereits erhal-

tene Zahlungen für die Überlassung der IT-Infrastruktur in der Höhe von TEUR 2.294 geprägt. 

 Eigenkapital 

Die Entwicklung des Eigenkapitals in TEUR.  

 Stand 01.01.25 Zugänge Abgänge Stand 31.12.25 

Stammkapital  1.050  0  0  1.050 

Allgemeine Rücklage  6.474  271  0  6.745 

Jahresgewinn  471  470  471  470 

  7.995   741   471  8.265 
 

Über die Verwendung des Jahresüberschusses in der Höhe von 470.052,06 € beschließt der Stadt-

rat der Stadt Mainz. 
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Die Werkleitung schlägt vor, den Jahresgewinn des Jahres 2025 in Höhe von 470.052,06 € in die 

allgemeine Rücklage der KDZ Mainz einzustellen. 

 Rückstellungen für Beihilfe und Pensionsfonds 

Die Entwicklung der Rückstellungen für Pensionen und der Beihilferückstellungen in TEUR. 

 01.01.2025 Zuführung Auflösung Aufzinsung 31.12.2025 

Beihilferückstellungen 1.714 0 - 42 222 1.894 

Rückstellung für Pensionen 77 129 0 0 205 

 1791 129 - 42 222 2.099 

 Steuerrückstellungen 

Im Berichtsjahr wurden keine zusätzlichen Steuerrückstellungen auf die Gewinne der Betriebe 

gewerblicher Art (BgA) gebildet. Nach unserer Schätzung wird die bereits vorhandene Rückstellung 

ausreichen.  

 Die sonstigen Rückstellungen  

Angaben beziehen sich auf TEUR: 

 01.01.25 
Inanspruchnahme/ (A) 

Auflösung 
Zuführung 31.12.25 

Personalverpflichtungen  465  444  411  432 

Ausstehende Rechnungen  0 
 26 

 (A) 12 
 580  542 

Übrige Verpflichtungen  96 
 17 

 (A) 2 
 23  100 

  561 
 487 

 (A) 14 
 1.014  1.074 
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 Verbindlichkeiten 

Die mit den Erfüllungsbeträgen angesetzten Verbindlichkeiten weisen zum 31. Dezember 2025 in 

TEUR auf: 

  Restlaufzeiten: 

 Gesamt < 1 Jahr 2 – 5 Jahre > 5 Jahre 

Verbindlichkeiten gegenüber 

Kreditinstituten (inkl. Zinsen)  3.261  650  1.195  1.416 

Erhaltene Anzahlungen auf 

Bestellungen  8  8  0  0 

Verbindlichkeiten aus  

Lieferungen und Leistungen  547  547  0  0 

Verbindlichkeiten gegenüber 

Einrichtungsträgern   850  0  850  0 

Sonstige Verbindlichkeiten  359  359  0  0 

  5.025  1.564  2.045  1.416 
 

Der Betrieb hat keine Sicherheiten i. S. d. § 285 Nr. 1b HGB gestellt.  

Zum 31. Dezember 2025 weist der Betrieb erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen von TEUR 8 

aus. Der Posten betrifft mit TEUR 7 (Vorjahr TEUR 4) den Einrichtungsträger (Stadt Mainz). 

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen enthalten Verbindlichkeiten gegenüber dem 

Einrichtungsträger (Stadt Mainz) in Höhe von TEUR 157 (Vorjahr TEUR 540). 

1.4 Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Die ausschließlich im Inland erzielten Umsatzerlöse und Aufwendungen im Jahr 2025 werden 

nachfolgend aufgegliedert: 

 Umsatzerlöse (Gesamtleistung) 

Die Umsatzerlöse in TEUR setzen sich nach Tätigkeitsbereichen wie folgt zusammen: 

Stadt Mainz 

- Systemmanagement (inkl. Infrastruktur- und 

Anwendungsmanagement für Fachverfahren) 

 

10.115 

- Nutzungsentgelt für Software und IT-Geräte  1.170 

- Druckerleistungen  445 

- IT-Verarbeitung/Wartung  1.742 

- Projektarbeit  1.818 

- Softwareentwicklung  0 

- Übrige Umsätze  88 

  15.378 
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Andere Kunden   

- IT-Verarbeitung  4.096 

- Systemmanagement  1.919 

- Druckerleistungen  721 

- Übrige Umsätze  621 

  7.357 

Umsatzerlöse  22.735 

- Sonstige betriebliche Erträge  60 

- Periodenfremde Erträge  14 
 

Gesamtleistung  22.809 

 Materialaufwand  

Die Angaben beziehen sich auf TEUR: 

Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und bezogene Waren 

- Drucker/Kopierpapier 399 

- Vordrucke/Formulare 19 

- bezogene Waren 955 

 1.373 

Aufwendungen für bezogene Leistungen  

- Systemmanagement 1.228 

- Softwareentwicklung/Schnittstellen 0 

- Skonto - 6 

 1.222 

 Personalaufwand  

Angaben beziehen sich auf TEUR: 

Löhne und Gehälter 

- Beamtenbesoldung 611

- Beschäftigtenvergütung 5.642

 6.253

 
 

Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für Unterstützung 

- Soziale Abgaben 1.455 

- Altersversorgung 584 

 2.039 
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 Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens 

und Sachanlagen 

Angaben beziehen sich auf TEUR: 

- Immaterielle Vermögensgegenstände 329 

- Sachanlagen 2.669 

 2.998 

 Sonstige betriebliche Aufwendungen  

Angaben beziehen sich auf TEUR: 

- Wartungsgebühren/Miete Soft- & Hardware 5.652 

- Unterhaltung/Miete techn. Anlagen & Gebäude 479 

- Datenübertragungsnetz 766 

- Gas/Strom/Wasser 241 

- Versicherungen 24 

- Verwaltungskosten Stadt Mainz 197 

- Fortbildungskosten 305 

- Übrige Aufwendungen 438 

- Periodenfremde Aufwendungen 90 

 8.192 

 Zinsen und ähnliche Erträge 

Angaben beziehen sich auf TEUR: 

- Zinserträge       5      

 Zinsen und ähnliche Aufwendungen 

- Darlehenszinsen, Aufzinsung; Beihilferückstellung (in TEUR) 267

 Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 

Angaben beziehen sich auf TEUR: 

- Körperschaftsteuer BgA Informationsverarbeitung/Photovoltaikanlage 0 

- Gewerbesteuer BgA Informationsverarbeitung/Photovoltaikanlage 0 

 0 
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2 Sonstige Angaben 

2.1 Gesamtbetrag der sonstigen finanziellen Verpflichtungen 

Die sonstigen finanziellen Verpflichtungen gemäß § 285 Nr. 3a HGB resultieren insbesondere aus 

diversen Wartungsverträgen und betrugen zum Bilanzstichtag TEUR 9.228. 

2.2 Durchschnittlich Beschäftigte 2025 

Während des Wirtschaftsjahres 2025 sind – neben der Werkleitung – durchschnittlich 

109 Mitarbeiter (einschließlich Auszubildende) in der KDZ beschäftigt gewesen.  

2.3 Organe, Organkredite und Aufwendungen für Organe 

Der Werkausschuss der Kommunalen Datenzentrale Mainz setzt sich aus den nachstehenden Mit-

gliedern zusammen: 

 

- Oberbürgermeister – Vorsitzender:  Nino Haase  

                                        

- Erik Donner, Wissenschaftlicher Mitarbeiter 

- Frank Flegel, im Ruhestand 

- Christin Sauer, Technische Assistentin  

- David Nierhoff, Diplom-Informatiker 

- Michael Ziegler, IT-Unternehmer 

- Beatrice Bednarz, Physik Doktorandin 

- Diane Cremille, Software-Beraterin 

- Marco Geraci, Vertriebsleiter 

- Robert Herr, Geschäftsführer der SPD-Stadtratsfraktion 

- Matthias Kaak, Student der Mathematik an der JGU 

- Sascha Kolhey, Fraktionsgeschäftsführer 

- Lothar Mehlhose, Lehrer 

- Andreas Michalewicz, Diplom-Physiker 

- Markus Steffen, Selbstständiger Informatiker 

- Maximilian Tandler, IT Linux Administrator 

- Mücahit Ulu (bis 08.05.2026) 
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Stadt Mainz I Eigenbetrieb Kommunale Datenzentrale, Mainz

Entwicklung des Anlagevermögens im Geschäftsjahr 2025

BRUTTOWERTE KUMULIERTE ABSCHREIBUNGEN BUCHWERTE

1. Jan. 2025 Zugänge Abgänge Umbuchungen 31. Dez. 2025 1. Jan. 2025 Zugänge Abgänge 31. Dez. 2025 31. Dez. 2025 31. Dez. 2024
EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

I. IMMATERIELLE
VERMÖGENSGEGENSTÄNDE
1. Entgeltlich erworbene

Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und ähnliche
Rechte und Werte sowie
Lizenzen an solchen Rechten
und Werten 9.158.908,76 221.972,34 70.323,93 -37.427,11 9.273.130,06 8.547.221,76 291.064,23 70.323,93 8.767.962,06 505.168,00 611.687,00

2. Geleistete Anzahlungen 626.569,47 345.492,78 0,00 0,00 972.062,25 0,00 0,00 0,00 0,00 972.062,25 626.569,47

9.785.478,23 567.465,12 70.323,93 -37.427,11 10.245.192,31 8.547.221,76 291.064,23 70.323,93 8.767.962,06 1.477.230,25 1.238.256,47

II. SACHANLAGEN
1. Grundstücke, grundstücksgleiche

Rechte und Bauten
einschließlich der Bauten auf
fremden Grundstücken 7.167.881,22 0,00 0,00 0,00 7.167.881,22 2.858.672,24 345.370,00 0,00 3.204.042,24 3.963.838,98 4.309.208,98

2. Technische Anlagen und
Maschinen 13.205.119,41 959.006,94 223.873,39 0,00 13.940.252,96 9.029.028,41 1.274.258,94 223.873,39 10.079.413,96 3.860.839,00 4.176.091,00

3. Betriebs- und
Geschäftsausstattung 8.027.096,40 1.032.772,11 397.419,94 37.427,11 8.699.875,68 7.958.827,91 1.086.818,29 397.419,94 8.648.226,26 51.649,42 68.268,49

28.400.097,03 1.991.779,05 621.293,33 37.427,11 29.808.009,86 19.846.528,56 2.706.447,23 621.293,33 21.931.682,46 7.876.327,40 8.553.568,47

III. FINANZANLAGEN
Sonstige Ausleihungen 8.000,00 0,00 0,00 0,00 8.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 8.000,00 8.000,00

8.000,00 0,00 0,00 0,00 8.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 8.000,00 8.000,00

38.193.575,26 2.559.244,17 691.617,26 0,00 40.061.202,17 28.393.750,32 2.997.511,46 691.617,26 30.699.644,52 9.361.557,65 9.799.824,94
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Stadt Mainz | Eigenbetrieb Kommunale Datenzentrale  
Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2025 
 

I. Grundlagen und Geschäftsmodell des Eigenbetriebes 

Die Kommunale Datenzentrale Mainz als Eigenbetrieb der Stadt Mainz ist der zentrale 

IT-Dienstleister der Mainzer Stadtverwaltung, und auch die anderen Kommunen und einige weitere 

öffentlich-rechtliche Einrichtungen in Rheinland-Pfalz greifen auf das Know-how der KDZ Mainz 

zurück. So übernimmt sie beispielsweise Personalabrechnungsleistungen, das Hosting für das 

Personenstandswesen inklusive elektronischem Personenstandsregister (Erstregister) für alle 

rheinland-pfälzischen Kommunen sowie auch für eine hohe Anzahl an Schulen in Rheinland-Pfalz 

den Betrieb von edoo.sys, der einheitlichen Schulverwaltungssoftware. 

Auch das Einwohnermeldewesen wird für alle Kommunen in Rheinland-Pfalz betrieben; hierzu 

gehören unter anderem auch die Erstellung der Wahlbenachrichtigungen für Einzel- oder 

Flächenwahlen sowie Abstimmungsbenachrichtigungen. Dabei arbeitet die KDZ Mainz mit dem 

KGRZ Koblenz auf einer gemeinsamen, gekoppelten und somit georedundanten Infrastruktur eng 

zusammen. Als neustes Produkt wird im Laufe des Jahres 2026 domicil21 (Wohnraumüberwachung, 

-förderung und -fehlbelegung) angeboten. 

Für die von der KDZ Mainz angebotenen IT-Anwendungen gilt als Prämisse, dass Datensicherheit, 

Sorgfalt und Schnelligkeit bei der Erarbeitung neuer IT-Lösungen für die komplexen 

Verwaltungsstrukturen kommunaler Einrichtungen an erster Stelle stehen. Sowohl die Einführung 

neuer Software und Betriebssystemversionen, die Netzwerkadministration der rund 150 städtischen 

Verwaltungsdienststellen wie auch die Anwendungsunterstützung für die inzwischen ca. 

3.200 IT-Arbeitsplätze und über 26.000 Endgeräte in der Stadt Mainz werden ebenso kompetent 

und zuverlässig übernommen, wie die Betreuung der Hosting-Nutzer in den anderen 

rheinland-pfälzischen Kommunen. 

35 Jahre Betriebserfahrung und ein hochmotiviertes und bestens ausgebildetes Team von rund 

110 Mitarbeiter:innen garantieren unseren Kunden eine hohe technische Verfügbarkeit und stets 

gute Qualität. Alle IT-Projekte werden von Verwaltungs- und IT-Spezialisten gemeinsam bearbeitet, 

um bestmögliche Ergebnisse zu erzielen. Die stetige Weiterbildung der Mitarbeiter:innen und die 

gezielte Beobachtung der IT-Trends am Markt ermöglichen der KDZ Mainz bei ihren Angeboten an 

die Verwaltung immer ein optimales Preis-Leistungs-Verhältnis. 

II. Entwicklung der Informationstechnik und -verwaltung in den Kommunen 

Kommunale IT-Anwendungen in den Städten und Gemeinden haben in den letzten Jahren eine hohe 

Komplexität erreicht; sie werden durch Anforderungen aus gesetzlichen Vorgaben, Wünschen der 

Politik und Forderungen der Bürger immer stärker von einer dynamischen Fortschreibung bestimmt. 

Aus dem Blickwinkel einer bürgerfreundlichen Verwaltung muss das Dienstleistungsangebot für die 

Bürger:innen, aber auch für die Mitarbeiter:innen der Ämter ständig fortentwickelt und ausgebaut 

werden. Nicht zuletzt im Hinblick auf die Vorgaben des Onlinezugangsgesetzes (OZG) sind weitere 
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Schritte in der Digitalisierung der Verwaltungen umzusetzen und somit auch die erforderlichen 

umfangreichen und teuren Investitionen in die IT-Infrastruktur zu tätigen. 

Die IT-Sicherheit spielt in der Ausrichtung aller kommunaler IT-Dienstleister inzwischen eine zentrale 

Rolle. Es geht um den Schutz von zum Teil hochsensiblen Daten von Bürgern, Mitarbeitern und 

Unternehmen sowie um die Sicherstellung von wichtigen IT-basierten Funktionen und 

Dienstleistungen für die Gesellschaft. Anhaltende Störungen oder ein länger andauernder Ausfall 

der Informationstechnik würden zu gravierenden Behinderungen führen, bis hin zur Gefährdung von 

Leib und Leben von Bürger:innen. 

Neben der Sicherstellung eines sicheren Betriebes durch zahlreiche technische Maßnahmen 

erfordert dies umfangreiche organisatorische Regelungen und die Dokumen-

tation aller Prozesse und der Sicherheitsmaßnahmen. 

Die KDZ Mainz hat sich der hohen Herausforderung "Informationssicherheit" 

gestellt und die notwendigen technischen, organisatorischen und personellen 

Maßnahmen durch den Einsatz eines IT-Sicherheitsberaters bzw. externer 

Beraterleistungen umgesetzt. Im Jahr 2019 wurde die Erstzertifizierung des 

Hostingbetriebs durch das BSI abgeschlossen, nach der Rezertifizierung 2022 erfolgte die erneute 

Zertifizierung – zusammen mit dem KGRZ Koblenz – im Frühjahr 2025.  

III. Besondere Aktivitäten im Berichtsjahr 

Hosting VOIS 

Erneut konnten auf VOIS aufbauende Zusatzmodule auf der K2-Plattform eingerichtet und in Betrieb 

genommen werden. Weitere Module und Programme aus der VOIS-Familie werden in den nächsten 

Jahren hinzukommen, insbesondere für das Kfz- und Führerscheinwesen, sowie die 

Gebührenkassen.  

WLAN an Kitas 

Nachdem die Mainzer Schulen mit flächendeckendem WLAN ausgestattet wurden, wurde auch die 

Nutzung mobiler Geräte in Kindertagesstätten projektiert, deren Verwendung in einer 

flächendeckenden Infrastruktur mit einheitlicher Fachsoftware umgesetzt wird. 

M365 

Aufgrund der Entscheidung des Oberbürgermeisters der Stadt Mainz wurde die Möglichkeit der 

Einführung von Microsoft 365 mit Hilfe externer Beratung ausgelotet und in einer ersten Phase der 

Umstieg auf Apps for Enterprise durchgeführt. Nach der Umstellung auf Windows 11 ist die 

Einführung weiterer Module von M365-Bestandteilen nach Vorgabe der Verwaltung ab Mitte 2026 

beabsichtigt. 
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IV. Personal 

Im Jahr 2025 konnte die Zahl der Beschäftigten trotz der allgemeinen Personalnot im IT-Bereich 

gesteigert werden. Die Besetzung aller vakanten Stellen gemäß Wirtschaftsplan 2025 konnte zwar 

noch nicht erreicht werden, die Anzahl qualifizierter Bewerbungen nimmt jedoch weiter zu, so dass 

ein höherer Stellenbesetzungsgrad erreichbar scheint. Abgänge qualifizierter Mitarbeiter:innen sind 

kaum noch zu verzeichnen. Die verstärkten Bemühungen der Kommunalen Datenzentrale bei 

Einarbeitung und Fortbildung machen sich ebenfalls positiv bemerkbar. Die steigenden 

Anforderungen zur Aufrechterhaltung des laufenden Betriebs bei ständig wachsender Zahl von zu 

versorgenden Usern und zur Datensicherheit bei gleichzeitiger Zunahme der Komplexität sowie 

zahlreiche zusätzliche Projekte können derzeit weitgehend erfüllt werden.  

Seitens des Hauptamtes wurde das Beratungsunternehmen pd-Berater der Öffentlichen Hand 

GmbH mit der Analyse der IT-Leistungserbringung in der Stadt Mainz beauftragt. Die Untersuchung 

ist zwischenzeitlich abgeschlossen und ergab die Notwendigkeit, in den nächsten Jahren, auf 

Verwaltungsseite verbesserte Prozesse und Strukturen einzuführen. Zur Aufstellung der 

Kommunalen Datenzentrale wurden grundsätzlich keine Verbesserungspotentiale gesehen. Durch 

die geplanten Verbesserungen in der Verwaltung ist ab Mitte/Ende 2026 davon auszugehen, dass 

schrittweise Entlastungen der Kommunalen Datenzentrale bei neuen Projekten ermöglicht werden.     

V. Geschäftsverlauf 

Die Betriebsleistungen des Jahres 2025 betragen insgesamt TEUR 22.809. Gegenüber den 

geplanten Betriebsleistungen im Wirtschaftsplan 2025 (TEUR 20.798) bedeutet dies eine Steigerung 

um TEUR 2.011. Die Steigerung ist vor allem auf weitere Digitalisierungsprojekte, insbesondere im 

Zusammenhang mit der Einführung von Microsoft 365, aber auch mit der Einführung und Nutzung 

weiterer Fachsoftware, wie z. B. der Kita-Planer und der Erweiterung der Geschäftsbeziehungen mit 

Hosting-Kommunen und allgemeinen Preiserhöhungen zurückzuführen. 

VI. Ertragslage 

Die KDZ Mainz weist im Wirtschaftsjahr 2025 einen Jahresgewinn von TEUR 470 aus, der sich wie 

folgt errechnet: 

Betriebsleistung  22.809 
Betriebsaufwendungen  -22.077 
Betriebsergebnis 
Finanz- und Beteiligungsergebnis 

 732 
-262 

Jahresergebnis  470 

VII. Finanzlage 

Investitionen 

Im Wirtschaftsplan 2025 waren Ausgaben für Investitionen in einer Höhe von TEUR 4.333 

vorgesehen. Im Wirtschaftsjahr 2025 sind tatsächlich Investitionen in einer Höhe von TEUR 2.559 
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getätigt worden. Die Abweichung ist im Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass viele 

Softwareanbieter nur noch Mietlizenzmodelle, statt Erwerb von Nutzungslizenzen, anbieten.  

Liquidität 

Der Finanzmittelbestand in TEUR hat sich im Jahr 2025 wie folgt entwickelt: 

 
Finanzmittelbestand am Anfang der Periode 1.039 

Mittelzufluss/Mittelabfluss aus der Geschäftstätigkeit 2.139 

Mittelzufluss/Mittelabfluss aus der Investitionstätigkeit - 2.515 

Mittelzufluss/Mittelabfluss aus der Finanzierungstätigkeit    -121 

Stand am Ende der Periode 542 

 

Begründet durch diese Finanzlage hatte die KDZ im Jahr 2025 grundsätzlich keine nennenswerten 

Liquiditätsprobleme. 

Vermögenslage 

Das Anlagevermögen für das Jahr 2025 beträgt TEUR 9.362 (2024: TEUR 9.800) und das 

Umlaufvermögen TEUR 6.081 (2024: TEUR 5.150).  

Die Veränderung des Anlagevermögens gegenüber dem Jahr 2024 ist insbesondere darauf 

zurückzuführen, dass die Abschreibungen des Anlagevermögens höher als die Zugänge sind. Dies 

liegt vor allem in der Abschreibung des Dienstgebäudes begründet; im Wirtschaftsjahr 2025 fand 

keine Investition in das Dienstgebäude statt.  

Die Zunahme des Umlaufvermögens gegenüber dem Wirtschaftsjahr 2024 ist vor allem auf die 

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen zurückzuführen, deren Begleichung im Wesentlichen 

Anfang des Jahres 2026 erfolgte.  

Die Vermögens- und Finanzlage stellt weiterhin eine solide Basis für die Geschäftstätigkeit dar, denn 

das Anlagevermögen ist langfristig und vollständig durch das Eigenkapital und langfristiges 

Fremdkapital finanziert. Auf Grund des Jahresgewinns 2025 konnte das zur Verfügung stehende 

Eigenkapital auf insgesamt TEUR 8.265 erhöht werden. Die Eigenkapitalquote beträgt rund 44 %. 

Die Rückstellungen haben sich gegenüber dem Jahr 2024 (TEUR 2.357) um TEUR 822 auf 

TEUR 3.179 erhöht. Dies ist vor allem auf die sonstigen Rückstellungen zurückzuführen, weil für das 

Wirtschaftsjahr 2025 (im Gegensatz zum Jahr 2024) eine Rückstellung aufgrund einer 

ausstehenden Rechnung gegenüber der Hausdruckerei der Stadt Mainz gebildet werden musste.  

Die Verbindlichkeiten (inkl. Anzahlungen) weisen zum 31.12.2025 einen Betrag in der Höhe von 

TEUR 5.025 auf. Gegenüber dem Wirtschaftsjahr 2024 (TEUR 5.230) bedeutet dies eine geringe 

Reduzierung um TEUR 205, die im Wesentlichen auf die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 

Leistungen zurückzuführen ist.   
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VIII. Prognose, Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung der KDZ Mainz 

Trotz der ansonsten guten Ertrags- und allgemeinen Finanzlage hat sich im Haushaltsjahr 2025 die 

angespannte Liquiditätslage für die Kommunale Datenzentrale weiter verschärft. Die Auflagen und 

Beschränkungen des städtischen Haushalts führen immer wieder zur Nicht- oder Teilgenehmigung 

der grundsätzlich möglichen Kreditaufnahme und damit zu erhöhten Aufwänden hinsichtlich der 

Ausgabenbewirtschaftung und Finanzplanung. Insbesondere für mittelfristige Investitionen ergeben 

sich hieraus Herausforderungen, die sich voraussichtlich – insbesondere auch aufgrund der 

schlechten Haushaltslage der Stadtverwaltung Mainz – fortsetzen. Demgegenüber ist insgesamt 

weiterhin mit einer soliden Aufgaben- und Ertragslage in den kommenden Jahren und verstärkten 

Aufträgen aus dem Hostingumfeld zu rechnen.  

Aufgabenerfüllung 

Zahlreiche neue Aufgaben, die insbesondere auch aufgrund europäischer Rechtsetzung unmittelbar 

von den Kommunen umzusetzen sind und Anforderungen aus dem E-Government-Bereich (OZG) 

werden auch weiterhin neue und quantitativ wie qualitativ steigende Leistungen erfordern. Auch 

wenn hier im letzten Jahr einige Verfahren nach dem EfA-Prinzip eingeführt werden konnten, liegt 

vor der Stadt Mainz noch eine große Strecke Weges, die von der Kommunalen Datenzentrale zu 

unterstützen ist. Gleichzeitig stellt die Datensicherheit, auch und insbesondere im Zeichen des 

Ukrainekriegs und der allgemeinen weltpolitischen Lage, die KDZ und die Stadtverwaltung weiterhin 

vor neue Herausforderungen, die nur mit erheblichen zusätzlichen Kraftanstrengungen gemeistert 

werden können.  

 

Infolge des Irankrieges und der allgemeinen Situation auf dem Weltmarkt sind die Hardwarepreise, 

insbesondere im Bereich von Servern und Storage teilweise sehr stark angestiegen. Zudem sind 

zunehmend nur noch Tagespreise erhältlich, die eine mittelfristige (Finanz- und Liquiditäts-) Planung 

deutlich erschweren. Die KDZ Mainz achtet bei der Beschaffung von IT-Systemen und der 

begleitenden Technik (z.B. Klimaanlagen, Brandsicherheitseinrichtungen, Kommunikationsmittel) 

sehr sorgfältig auf nachhaltige und umweltverträgliche Aspekte. Angesichts rasant steigender 

Energiekosten ist ein effizienter Betrieb des Rechenzentrums wichtiger denn je und bei der 

Konsolidierung und Beschaffung von IT-Infrastruktur zu beachten. Die KDZ wird in den nächsten 

Jahren durch den Austausch von Hardware im Rechenzentrumsbetrieb weitere Verbesserungen des 

Energiebedarfs erzielen. Ebenso ist die Ausweitung der eigenen Energiegewinnung durch 

zusätzliche Photovoltaikflächen – in einem ersten Schritt bis Mitte 2026 – das Ziel. 

Unter Berücksichtigung dieser Rahmenbedingungen sieht der Wirtschaftsplan der KDZ für das 

Wirtschaftsjahr 2026 einen Jahresüberschuss in Höhe von 328.354 € vor. 

IT-Sicherheit 

Das BSI-Audit konnte im Frühjahr 2026 erfolgreich und parallel mit dem KGRZ Koblenz für die 

gemeinsam betriebene K2-Umgebung durchgeführt werden.  
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Eine besondere Herausforderung wird in den nächsten Monaten die von der Stadtverwaltung 

geforderte Einführung weiterer Module von Microsoft 365 darstellen, die auch insbesondere mit den 

geltenden Datenschutzregelungen in Einklang gebracht werden muss. 

Personalentwicklung 

Die stetig wachsenden Anforderungen durch die Einführung neuer Produkte, die Umsetzung 

weiterer neuer gesetzlicher Festlegungen und die stetige Zunahme der Aufwände für die 

Sicherstellung des laufenden Betriebs führen in den kommenden Jahren absehbar zu zusätzlichem 

Personalbedarf. Auch wenn im letzten Jahr eine verbesserte Bewerberlage eine positive Perspektive 

für Stellenbesetzungen in der näheren Zukunft geben könnte, steht dem die schlechte Haushaltslage 

der Stadt Mainz gegenüber, die auch hinsichtlich des Stellenplans der Kommunalen Datenzentrale 

und den Besetzungsmöglichkeiten, zu negativen Aspekten führen kann.   

Auch weiterhin setzt die Kommunale Datenzentrale auf die selbst initiierte und finanzierte Aus- und 

Weiterbildung von Fachinformatikern sowie Weiterqualifizierungsmaßnahmen sowie längerfristige 

praktische Erfahrungen. Erfreulicherweise hat die KDZ Mainz in den letzten Jahren viele gute 

Mitarbeiter:innen u.a. auch auf diesem Weg gewinnen, weiterentwickeln und halten können, so dass 

mittelfristig kein ungeplanter Abgang von qualifiziertem Personal in relevantem Umfang befürchtet 

werden muss.  

Bei gleichzeitig steigenden Anforderungen an die Kommunale Datenzentrale (s. oben) ist 

abzusehen, dass eine weitere Zunahme von Projekten mit den daran anschließenden zusätzlichen 

Betriebsaufwänden nur bedingt zeitnah aufgefangen werden kann und die Stadtverwaltung hier 

klare Prioritäten wird setzen müssen. Die Umsetzung der Untersuchung der pd-Berater der 

Öffentlichen Hand GmbH im Laufe 2026 und 2027 durch das Hauptamt der Stadtverwaltung Mainz, 

die gerade im Bereich der Projekte wirken soll, bleibt abzuwarten.  

Inwieweit sich die Umstellung auf M365 hier verstärkend auf die Personalknappheit auswirken wird, 

kann zwar derzeit noch nicht abgeschätzt werden, die Notwendigkeit hierfür über entsprechend 

qualifiziertes zusätzliches Personal bereitstellen zu müssen, wird die Aufgabenerfüllung der KDZ 

jedoch zusätzlich belasten. Oberste Priorität hat dabei jedoch stets der laufende Betrieb, der mit 

einem Minimalbestand an Personal geleistet werden muss. Zur Entlastung des vorhandenen 

Personals wird auch weiterhin die Auslagerung unkritischer Daten (z. B. in Form von SaaS) 

vorangetrieben werden müssen. 

Umsatzbesteuerung von juristischen Personen öffentlichen Rechts 

Die mit der Einführung des § 2b UStG gefasste Umsatzbesteuerung juristischer Personen des 

öffentlichen Rechts hat zur Folge, dass nach dem Ende der nochmals verlängerten Übergangsfrist, 

die am 31.12.2026 endet, die Umsatzsteuerpflicht für einige Hostingprodukte der KDZ Mainz, wie 

z.B. für das Personalabrechnungssystem Loga, entsteht. Von einer nochmaligen Verlängerung der 

Übergangsregelung ist derzeit nicht auszugehen. Eine Umsatzsteuerpflicht würde sich nicht 

unwesentlich auf die Preisgestaltung der KDZ Mainz auswirken. Somit wird im gewissen Umfang 

der Abschluss neuer Vereinbarungen mit den Kommunen notwendig werden. 
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An die Stadt Mainz I Eigenbetrieb Kommunale Datenzentrale, Mainz

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Stadt Mainz I Eigenbetrieb Kommunale Datenzentrale,

Mainz, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlust-

rechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem An-

hang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft.

Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Stadt Mainz I Eigenbetrieb Kommunale

Datenzentrale, Mainz, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025

geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den

Vorschriften der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Bundeslandes Rheinland-

Pfalz i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handels-

rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung sowie der landesrechtlichen Vorschriften ein den tatsächli-

chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage  zum 31.

Dezember 2025 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum

31. Dezember 2025 und

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein unter Beachtung der

landesrechtlichen Vorschriften zutreffendes Bild von der Lage . In allen wesentlichen Be-

langen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den

Vorschriften der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Bundeslandes Rheinland-

Pfalz i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handels-

rechtlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung

zutreffend dar.



Anlage 5
Seite 2

Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen

gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-

mung mit § 317 HGB und § 89 GemO unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-

fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-

geführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt

„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-

berichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem

Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und

berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von

uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für un-

sere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der Werkleitung für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die Werkleitung ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den

Vorschriften der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Bundeslandes Rheinland-Pfalz

i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden

handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass

der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-

führung sowie der landesrechtlichen Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage  vermittelt. Ferner ist die Werk-

leitung verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deut-

schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt hat, um die Auf-

stellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Dar-

stellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen der Rechnungslegung

und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist die Werkleitung dafür verantwortlich, die Fä-

higkeit  zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren hat sie die

Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-

tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist sie dafür verantwortlich, auf der

Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit

zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenste-

hen.
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Außerdem ist die Werkleitung verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insge-

samt unter Beachtung der landesrechtlichen Vorschriften ein zutreffendes Bild von der Lage

 vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht,

den Vorschriften der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Bundeslandes Rheinland-

Pfalz i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrecht-

lichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-

treffend darstellt. Ferner ist die Werkleitung verantwortlich für die Vorkehrungen und Maß-

nahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines Lagebe-

richts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der Eigenbetriebs- und

Anstaltsverordnung des Bundeslandes Rheinland-Pfalz i.V.m. den einschlägigen deutschen

Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen

im Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-

schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen

Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein unter Beachtung der

landesrechtlichen Vorschriften zutreffendes Bild von der Lage  vermittelt sowie in allen we-

sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen

Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebs- und

Anstaltsverordnung des Bundeslandes Rheinland-Pfalz i.V.m. den einschlägigen deutschen

für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestäti-

gungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lage-

bericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass ei-

ne in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-

fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-

geführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen

können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich an-

gesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt

die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftli-

chen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.



Anlage 5
Seite 4

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische

Grundhaltung. Darüber hinaus

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-

resabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, pla-

nen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlan-

gen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unse-

re Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultieren-

de wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass

eine aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird,

da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvoll-

ständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen

beinhalten können.

 erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten

internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen

und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-

ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit

der internen Kontrollen des Eigenbetriebs bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen

abzugeben.

 beurteilen wir die Angemessenheit der von der Werkleitung angewandten Rechnungsle-

gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestell-

ten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Ver-

tretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we-

sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht,

die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine we-

sentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die da-

zugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen

oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifi-

zieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum un-

seres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder

Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine Unterneh-

menstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
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schließlich der Angaben sowie, ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung

der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung sowie der landesrechtlichen

Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,

Finanz- und Ertragslage  vermittelt.

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzes-

entsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage .

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von der Werkleitung dargestellten zukunftsorien-

tierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungs-

nachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von

der Werkleitung zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die

sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein ei-

genständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrun-

de liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares

Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben ab-

weichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten

Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-

schließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer

Prüfung feststellen.

Mainz, 31. Juli 2026

DORNBACH GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

Kern Laehn

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer
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Rechtliche und steuerrechtliche Verhältnisse

1. Rechtliche Verhältnisse 

Rechtsform: Eigenbetrieb.

Betriebssatzung: In der Fassung vom 17. Mai 2019.

Gegenstand des

Unternehmens:

Zweck des Eigenbetriebes ist die Informationsverarbei-

tung für die Stadt Mainz und für andere Körperschaften,

Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts und de-

ren Einrichtungen.

Aufgaben der Informationsverarbeitung sind:

 die Ausführung von Verwaltungsarbeiten und ande-

ren Aufgaben unter Einsatz elektronischer Anlagen

der Daten- und Kommunikationstechnik,

 die Entwicklung, Pflege und Bereitstellung von Daten-

verarbeitungsverfahren und der hierfür notwendigen

Programme,

 die datenverarbeitungstechnische und verfahrensor-

ganisatorische Beratung der Anwender,

 die Durchführung von Schulungen auf dem Gebiet

der technikunterstützten Informationsverarbeitung.

Der Eigenbetrieb kann alle seinen Betriebszweck för-

dernden und ihn wirtschaftlich berührenden Geschäfte

betreiben.

Sitz: Mainz.

Wirtschaftsjahr: 1. Januar bis 31. Dezember.

Stammkapital: EUR 1.050.000,00.
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Organe: Stadtrat,

Werkausschuss,

Oberbürgermeister und

Werkleitung.

 Stadtrat: Der Stadtrat beschließt über alle Angelegenheiten, die

ihm durch die GemO und die EigAnVO vorbehalten und

nicht übertragen sind. 

Im Wirtschaftsjahr 2025 befasste sich der Stadtrat in drei

Sitzungen am 03.09.2025, am 01.10.2025 und am

26.11.2025 mit Angelegenheiten des Eigenbetriebes. 

Werkausschuss: Zur Zusammensetzung des Werkausschusses verweisen

wir auf die Angaben im Anhang (Anlage 3).

Der Werkausschuss kam im Wirtschaftsjahr 2025 zu sie-

ben Sitzungen zusammen.

Oberbürgermeister: Herr Nino Haase.

Werkleitung: Werkleiter ist Herr Michael Bockholt, leitender Stadtver-

waltungsdirektor.

Der Werkleiter vertritt den Eigenbetrieb. Er leitet den Ei-

genbetrieb auf Grund der Vorgaben in der EigAnVO, der

Betriebssatzung, der Beschlüsse des Stadtrates, des

Werkaussschusses und der Entscheidungen des Ober-

bürgermeisters in Angelegenheiten des Eigenbetriebes.

Offenlegung des Vorjahres-

abschlusses:

Die wesentlichen Daten des Jahresabschlusses zum 31.

Dezember 2024 wurden am 12. Februar 2026 im

Amtsblatt der Landeshauptstadt Mainz bekanntgegeben.

Der Jahresabschluss lag vom 23. Februar bis zum 6.

März 2026 zur Einsichtnahme aus.
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Wichtige Verträge: - EDV-Rahmenkontrakt mit der Stadt Mainz vom 11. Juli

2011, zuletzt geändert am 19. Dezember 2012, auf

dessen Grundlage Einzelkontrakte abgeschlossen

werden,

- verschiedene Einzelvereinbarungen mit weiteren Ge-

bietskörperschaften.

2. Steuerrechtliche Verhältnisse

Betriebsfinanzamt: Finanzamt Mainz,

Steuer-Nr.: 26/673/00305.

Veranlagungen: Die Steuererklärungen sind bis zum Veranlagungszeit-

raum 2024 abgegeben und teilweise vorläufig veranlagt.

Für den Veranlagungszeitraum 2024 sind die Steuerer-

klärungen abgegeben, aber noch nicht veranlagt.
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Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse nach § 53 HGrG (IDW PS 720)

1. Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individualisierte
Offenlegung der Organbezüge

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die
Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche
Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ggf. für
die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Bedürf-
nissen des Unternehmens bzw. des Konzerns?

Es gelten die Regelungen der Betriebssatzung, des Geschäftsverteilungsplanes sowie
der EigAnVO.

Schriftliche Weisungen des Überwachungsorganes für die Werkleitung existieren nicht.
Die Regelungen entsprechen den Bedürfnissen des Eigenbetriebs.

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wurden
Niederschriften hierüber erstellt?

Der Werkausschuss kam in sieben Sitzungen (davon eine Sondersitzung) zusammen.
Der Stadtrat beschäftigte sich in drei Sitzungen mit Belangen des Stadt Mainz, Eigenbe-
trieb Kommunale Datenzentrale. 

Es liegen aussagekräftige Niederschriften über die Sitzungen vor.

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG
sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

Die Werkleitung ist auskunftsgemäß in keinem Aufsichtsrat und anderem Kontrollgremi-
um i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG tätig.

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) indivi-
dualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fi-
xum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung
ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet?

Eine deratige Angabe erfolgte gemäß § 286 Abs. 4 HGB nicht, da nur ein Werkleiter be-
stellt ist. 

Die Organmitglieder erhalten keine erfolgsbezogenen Vergütungen. 
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2. Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan,
aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbefugni-
sse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?

Der Geschäftsverteilungsplan regelt die Funktionen, Stellenausschreibungen sowie die
Benennung der akutellen Stelleninhaber und ihrer Vertreter.

Der Geschäftsverteilungsplan wird regelmäßig überprüft und ggf. fortgeschrieben. Am 1.
April 2024 ist der aktuelle Geschäftsverteilungsplan in Kraft getreten.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren
wird?

Es haben sich im Rahmen der Prüfung keine derartigen Anhaltspunkte ergeben.

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und doku-
mentiert?

Die von der Stadt Mainz ergriffenen Vorkehrungen zur Korruptionsprävention sind von
der KDZ als Eigenbetrieb der Stadt Mainz zu beachten. 

Die Stadt Mainz hat Standards zur Steigerung der Effizienz, Transparenz und Kontrolle
bei den städtischen Beteiligungsgesellschaften festgelegt und in einem Public Corporate
Governance Kodex dokumentiert. Der Kodex enthält unter anderem Vorkehrungen zur
Korruptionsbekämpfung.

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungs-
prozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kre-
ditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht
eingehalten werden?

Für die Auftragsvergabe gelten neben der Betriebssatzung die gesetzlichen Vorgaben.
Entscheidungsprozesse im Bereich Personalwesen sind durch das Tarif- und Beamten-
recht sowie die Dienstanweisungen und Dienstvereinbarungen der Stadt Mainz wesent-
lich vorgegeben. Die KDZ gewährt keine Kredite. Für die Kreditaufnahme existieren ent-
sprechende Regelungen. Im Rahmen der Prüfung ergaben sich keine Anhaltspunkte
dafür, dass die entsprechende Regelungen nicht eingehalten wurden.
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e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grundstücksverwal-
tung, EDV)?

Die Vertragsdokumente sind ihrer Bestimmung nach vollständig in d.3 (DMS) abgelegt
und entsprechend dokumentiert.

3. Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling

a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschrei-
bung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten – den
Bedürfnissen des Unternehmens?

Für jedes Wirtschaftsjahr wird ein Wirtschaftsplan, bestehend aus Vermögensplan, Er-
folgsplan, Einnahmen- und Ausgabenübersicht und Stellenübersicht, erstellt. Darüber
hinaus bestehen ein Finanzplan und ein Investitionsplan mit einem Planungshorizont
von fünf Jahren.

Das Planungswesen entspricht auch im Hinblick auf sachliche und zeitliche Zusammen-
hänge von Projekten den Bedürfnissen des Eigenbetriebes.

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Die Einhaltung der Planansätze wird quartalsweise kontrolliert und mit dem Werkleiter
besprochen, um bei Abweichungen entsprechende Maßnahmen einzuleiten.

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung, der Größe und den
besonderen Anforderungen des Unternehmens?

Das Rechnungswesen entspricht einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den
besonderen Anforderungen des Eigenbetriebes sowie den zu beachtenden gesetzlichen
Regelungen.

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende Liquidi-
tätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?

Das Finanzmanagement wird in Abstimmung mit der Werkleitung durch den Sachge-
bietsleiter Wirtschaft und Finanzen organisiert. Es gewährleistet eine laufende Liquidi-
tätskontrolle und Kreditüberwachung.
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e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten
worden sind?

Der Sachgebietsleiter Wirtschaft und Finanzen erstellt in Abstimmung mit der Werklei-
tung einen monatlichen Liquiditätsstatus. Darüber hinaus erfolgt eine laufende Liquidi-
tätskontrolle.

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist
durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeit-
nah und effektiv eingezogen werden?

Alle Leistungen des Eigenbetriebes sind in einer Leistungsdatenbank erfasst und wer-
den vertrags- und vereinbarungsgemäß abgerechnet. Die Entgelte werden vollständig
und zeitnah in Rechnung gestellt und eingezogen. Das bestehende Mahnwesen ge-
währleistet den zeitnahen und effektiven Ausgleich von Forderungen.

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und um-
fasst es alle wesentlichen Unternehmens-/ Konzernbereiche?

Für das betriebswirtschaftliche Controlling ist eine eigene Stelle im Sachgebiet Wirt-
schaft und Finanzen eingerichtet. Es entspricht den Anforderungen des Eigenbetriebes.

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwa-
chung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Be-
teiligung besteht?

Der Eigenbetrieb hält keine Anteile an Tochterunternehmen oder wesentlichen Anteile
an anderen Unternehmen.

4. Risikofrüherkennungssystem

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und
Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt
werden können?

Die Werkleitung hat ein Handbuch für ein Risikofrüherkennungssystem mit definierten
Frühwarnsignalen erstellt, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig er-
kannt werden können. Darüber hinaus erfolgen monatliche betriebswirtschaftliche Aus-
wertungen und in wesentlichen Einzelfällen projektbezogene Planungsrechnungen.
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b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?

Die getroffenen Maßnahmen sind geeignet und reichen aus, um ihren Zweck zu erfül-
len. Es haben sich bei unserer Prüfung keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnah-
men nicht durchgeführt werden.

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?

Es liegt eine ausreichende Dokumentation des Risikofrüherkennungssystems vor.

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem
aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abge-
stimmt und angepasst?

Aufgrund der gleichbleibenden Geschäftstätigkeit unterliegen auch die Risiken, die sich
auf diese Tätigkeit beziehen, keinen wesentlichen Veränderungen. Soweit Anpassun-
gen jedoch erforderlich sind, werden diese bei Bedarf vorgenommen.

5. Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate

Der Eigenbetrieb hat weder im Berichtsjahr noch in den vorangegangenen Jahren derar-
tige Geschäfte getätigt. Daher werden die zu diesem Fragenkreis gehörenden Fragen
nicht beantwortet.

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzinstru-
menten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich fest-
gelegt? Dazu gehört:

 Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden?
 Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen ein-

gesetzt werden?
 Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem Um-

fang dürfen offene Posten entstehen?
 Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z.B. ob bestimmte Strategien ausschließlich

zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen (z.B. anti-
zipatives Hedging)?

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkonditi-
onen und zur Risikobegrenzung?
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c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instru-
mentarium zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf

 Erfassung der Geschäfte
 Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse
 Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung
 Kontrolle der Geschäfte?

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende Deri-
vatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen?

e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen?

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die offe-
nen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt?

6. Interne Revision

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne Re-
vision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion
durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?  

Eine interne Revision besteht nicht. Aufgaben einer internen Revision werden fallweise
vom Revisionsamt der Stadt Mainz wahrgenommen.

b) Wie ist die Anbindung der internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/Konzern?
Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 

Eine interne Revision in Form einer eigenen Stelle besteht nicht. Prüfungen des kauf-
männischen Bereiches werden in unregelmäßigen Zeitabständen durch das Revisions-
amt der Stadt Mainz vorgenommen. 

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revisi-
on/Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander
unvereinbare Funktionen (z.B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch
getrennt sind? Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über Korruptionsprävention
berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor?

Die letzte Prüfung durch das Revisionsamt fand im Mai 2025 statt. Der Schwerpunkt lag



Anlage 7
Seite 7

in der Prüfung der periodengerechten Zuordnung und zeitgemäßen Schließung der ver-
gangenen Buchungsperioden, sowie im Mahnwesen.

d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abge-
stimmt?

Das Revisionsamt prüft keine Sachverhalte, die der Jahresabschlussprüfung unterlie-
gen, sodass eine Abstimmung im Regelfall nicht erforderlich ist.

e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um
welche handelt es sich?

Der Prüfbericht enthält keine wesentlichen Beanstandungen.

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der internen
Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die interne Revisi-
on/Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen?

Nach den Angaben der Werkleitung werden Empfehlungen und Feststellungen des Re-
visionsamtes beachtet.

7. Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, Ge-
schäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwa-
chungsorgans

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-
chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht ein-
geholt worden ist?

Anhaltspunkte dafür, dass die vorherige Zustimmung des Überwachungsorgans zu zu-
stimmungsflichtigen Rechtsgeschäften nicht eingeholt worden ist, haben sich nicht erge-
ben.

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?

Es liegen keine Kreditgewährungen an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-
wachungsorgans vor.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen
ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen
worden sind (z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?



Anlage 7
Seite 8

Hierfür ergaben sich keine Anhaltspunkte.

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Ge-
setz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen
des Überwachungsorgans übereinstimmen?

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung sind keine Geschäfte und Maßnahmen be-
kannt geworden, die nicht im Einklang mit Gesetz, Betriebssatzung und bindenden Be-
schlüssen des Werkausschusses und des Stadtrates stehen.

8. Durchführung von Investitionen

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immate-
rielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabili-
tät/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?

Bevor Investitionen in den Wirtschaftsplan aufgenommen werden, erfolgt eine detaillier-
te Planung der zeitlichen Abläufe; die Finanzierbarkeit, Wirtschaftlichkeit und die Risiken
werden geprüft.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermitt-
lung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu er-
möglichen (z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)?

Derartige Anhaltspunkte haben sich bei unserer Prüfung nicht ergeben.

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend
überwacht und Abweichungen untersucht?

Die Überwachung im Hinblick auf Durchführung, Budgetierung und Veränderungen der
Investitionen erfolgt durch das Sachgebiet Wirtschaft und Finanzen in Zusammenarbeit
mit der Werkleitung.

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen ergeben?
Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

Im Wirtschaftsjahr 2025 gab es keine wesentlichen Überschreitungen.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach
Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Im Berichtsjahr haben sich keine Anhaltspunkte hierfür ergeben.
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9. Vergaberegelungen

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B.
VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?

Die Vergaben erfolgen grundsätzlich in Zusammenarbeit mit der Verdingungsstelle der
Stadt Mainz. Soweit die Vergabe den Betrag TEUR 40 übersteigt, wird grundsätzlich die
Verdingungsstelle eingeschaltet. Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses haben
sich keine Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen ergeben.

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzange-
bote (z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

Auch für Vergaben, die nicht den Vergabevorschriften unterliegen, werden Vergleichs-
angebote eingeholt. Die Auftragsvergabe erfolgt an den Bieter mit dem wirtschaftlichs-
ten Angebot.

Für Geldanlagen und Kapitalaufnahmen werden bei Bedarf ebenfalls Angebote einge-
holt.

10. Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?

In den Sitzungen des Werkausschusses erstattet die Werkleitung regelmäßig Bericht
über Geschäftsvorgänge und über die Lage der wirtschaftlichen Tätigkeit des Eigenbe-
triebes.

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unter-
nehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?

Die Berichte stehen, soweit sie sich auf die Rechnungslegung beziehen, mit dieser im
Einklang. Sie vermitteln einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Ei-
genbetriebes und in die wichtigsten Betriebsbereiche.
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c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah
unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsge-
mäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentli-
che Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet?

Der Werkausschuss wird über wesentliche Vorgänge stets angemessen und zeitnah un-
terrichtet. Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine ungewöhnliche, risikoreiche
oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispo-
sitionen oder wesentliche Unterlassungen gezeigt.

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf
dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?

Es war keine derartige Berichterstattung im Berichtsjahr notwendig. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 AktG
oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?

Hierfür ergaben sich keine Anhaltspunkte.

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart?
Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan er-
örtert?

Eine D&O-Versicherung besteht nicht. Die Stadt Mainz hat eine Haftpflichtversicherung
sowie eine Eigenschadenversicherung für die Bediensteten der Stadt Mainz einschließ-
lich ihrer Eigenbetriebe abgeschlossen.

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungs-
organs gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offengelegt
worden?

Solche Interessenkonflikte wurden nicht gemeldet.
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11. Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?

Nach den bei der Jahresabschlussprüfung gewonnenen Erkenntnissen ist das gesamte
Vermögen betriebsnotwendig.

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

Auffallend hohe oder niedrige Bestände bestehen nicht.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den
bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögensge-
genstände wesentlich beeinflusst wird?

Hierfür ergaben sich keine Anhaltspunkte.

12. Finanzierung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zu-
sammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitions-
verpflichtungen finanziert werden?

Die Eigenkapitalquote beträgt 44,0 % (Vorjahr 46,5 %) am Gesamtvermögen. Wesentli-
che Investitionsverpflichtungen bestehen zum Abschlussstichtag nicht. Im Berichtsjahr
und im Vorjahr war das langfristige Vermögen vollständig durch Eigenkapital und lang-
fristiges Fremdkapital finanziert. 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kredi-
taufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

Der Eigenbetrieb ist kein Konzernunternhemen und hält auch keine Anteile an anderen
Unternehmen.
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c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garantien
der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit ver-
bundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?

Im Berichtsjahr 2025 hat die KDZ keine neuen öffentlichen Mittel erhalten.

13. Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstat-
tung?

Finanzierungsprobleme haben sich aus der  Eigenkapitalausstattung nicht ergeben.

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der
wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

Der Vorschlag über die Gewinnverwendung ist mit der wirtschaftlichen Lage des Eigen-
betriebs vereinbar. Die Werkleitung schlägt vor, den Jahresgewinn in Höhe von TEUR
470 in die Allgemeine Rücklage der KDZ einzustellen.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungsbe-
ziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu
unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?

Anhaltspunkte dafür, dass die Leistungsbeziehungen über Kontrakte und Einzelaufträge
mit der Stadt Mainz eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen wurden,
haben sich nicht ergeben.

d) Wurden die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

Es ist keine Konzessionsabgabe zu zahlen. 

14. Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmen-
ten/Konzernunternehmen zusammen?                                                                             

Das Betriebsergebnis ist nicht nach Segmenten aufgeteilt. 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

Das Jahresergebnis ist nicht durch einmalige Vorgänge geprägt.
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15. Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Be-
deutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?

Im Berichtsjahr gab es keine wesentlichen verlustbringenden Geschäfte.

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche
Maßnahmen handelt es sich?

Es waren keine Maßnahmen erforderlich, um verlustbringende Geschäfte zu begrenzen.

16. Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der Ertrags-
lage

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?

Im Berichtsjahr wurde ein Jahresgewinn erwirtschaftet.

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des
Unternehmens zu verbessern?

Derzeit sind keine besonderen Maßnahmen beabsichtigt, um die Ertragslage zu verbes-
sern.



1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-

prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und 

ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-

schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 

anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend 

vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-

schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 

sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 

solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 

gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit 

dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten 

zu.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein  

bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-

zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 

übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben 

der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder 

Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 

Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-

verständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei  

betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen Vereinbarung in 

Textform.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-

�HQGHQ�EHUXÀLFKHQ�bX�HUXQJ��VR�LVW�GHU�:LUWVFKDIWVSU�IHU�QLFKW�YHUSÀLFK-

tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-

rungen hinzuweisen.

��� 0LWZLUNXQJVSÀLFKWHQ�GHV�$XIWUDJJHEHUV

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer 

alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-

ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-

gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung 

des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-

gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-

rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-

ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-

ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 

sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-
schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 

sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit 

der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer 

des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 

Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene 

Rechnung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-

schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-

werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 
GLH�GLH�8QDEKlQJLJNHLWVYRUVFKULIWHQ�LQ�JOHLFKHU�:HLVH�$QZHQGXQJ�¿QGHQ�

wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-

trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 

Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-

lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind 

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 

vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-

prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-

klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 

Auftrags sind stets unverbindlich.

��� :HLWHUJDEH�HLQHU�EHUXÀLFKHQ�bX�HUXQJ�GHV�:LUWVFKDIWVSU�IHUV

���� 'LH� :HLWHUJDEH� EHUXÀLFKHU� bX�HUXQJHQ� GHV� :LUWVFKDIWVSU�IHUV� 

(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent-

wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 

des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 

in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 

Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-

]HV�RGHU�HLQHU�EHK|UGOLFKHQ�$QRUGQXQJ�YHUSÀLFKWHW�

���� 'LH�9HUZHQGXQJ�EHUXÀLFKHU�bX�HUXQJHQ�GHV�:LUWVFKDIWVSU�IHUV�XQG�

die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-

traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-

lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 

unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der 

Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-

treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-

ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 

Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 

resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 

Nr. 9.

(2) Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-

verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-

che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-

jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

���� 2ႇHQEDUH�8QULFKWLJNHLWHQ��ZLH�]�%��6FKUHLEIHKOHU��5HFKHQIHKOHU�XQG�

IRUPHOOH�0lQJHO��GLH� LQ�HLQHU�EHUXÀLFKHQ�bX�HUXQJ� �%HULFKW��*XWDFKWHQ�

und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom 

Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-

WHQ��GLH�JHHLJQHW�VLQG��LQ�GHU�EHUXÀLFKHQ�bX�HUXQJ�GHV�:LUWVFKDIWVSU�IHUV�
enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-

rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-

len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

��� 6FKZHLJHSÀLFKW�JHJHQ�EHU�'ULWWHQ��'DWHQVFKXW]

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 

+*%�������:32��������6W*%��YHUSÀLFKWHW���EHU�7DWVDFKHQ�XQG�8PVWlQ-

de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, 

Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 

GLHVHU�6FKZHLJHSÀLFKW�HQWELQGHW�

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-

genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, 

insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 

Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des 

§ 323 Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 

¿QGHW�QRFK�HLQH�HLQ]HOYHUWUDJOLFKH�+DIWXQJVEHVFKUlQNXQJ�EHVWHKW��LVW�GHU�

Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-

prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-

sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von 

/HEHQ��.|USHU�XQG�*HVXQGKHLW�VRZLH�YRQ�6FKlGHQ��GLH�HLQH�(UVDW]SÀLFKW�

des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1  

Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 

aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem 

Wirtschaftsprüfer geltend machen.

Allgemeine Auftragsbedingungen
für

:LUWVFKDIWVSU�IHULQQHQ��:LUWVFKDIWVSU�IHU�XQG� 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-

VWHKHQGHQ� 9HUWUDJVYHUKlOWQLV�$QVSU�FKH�DXV�HLQHU� IDKUOlVVLJHQ�3ÀLFKWYHU-

letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 

I�U�GLH�EHWUHႇHQGHQ�$QVSU�FKH�DOOHU�$QVSUXFKVWHOOHU�LQVJHVDPW�

(4) Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 

3ÀLFKWYHUOHW]XQJHQ�VWDPPHQGHQ�HLQKHLWOLFKHQ�6FKDGHQV�JHJHEHQ��'HU�HLQ-

]HOQH�6FKDGHQVIDOO�XPIDVVW�VlPWOLFKH�)ROJHQ�HLQHU�3ÀLFKWYHUOHW]XQJ�RKQH�

Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-

genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 

gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 

3ÀLFKWYHUOHW]XQJ�� ZHQQ� GLH� EHWUHႇHQGHQ� $QJHOHJHQKHLWHQ� PLWHLQDQGHU� LQ�

rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 

kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-

nommen werden.

(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 

Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 

erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 

gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-

rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-

SHU�RGHU�*HVXQGKHLW�VRZLH�EHL�6FKlGHQ��GLH�HLQH�(UVDW]SÀLFKW�GHV�+HUVWHOOHUV� 

nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-

tend zu machen, bleibt unberührt.

(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt.

���� (UJlQ]HQGH�%HVWLPPXQJHQ�I�U�3U�IXQJVDXIWUlJH

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 

geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 

Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 

ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im  
/DJHEHULFKW�RGHU�DQ�DQGHUHU�I�U�GLH�gႇHQWOLFKNHLW�EHVWLPPWHU�6WHOOH�QXU�PLW�

in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 

mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 

Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 

den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 

Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-

re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

���� (UJlQ]HQGH�%HVWLPPXQJHQ�I�U�+LOIHOHLVWXQJ�LQ�6WHXHUVDFKHQ

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-

lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-

geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 

vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 

hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-

keiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 

erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 

ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-

geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 

Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 

dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 

steht.

(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-

fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:

a) Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-
gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-

steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 

vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 

erforderlichen Aufstellungen und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 

unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die  

ZHVHQWOLFKH�YHU|ႇHQWOLFKWH�5HFKWVSUHFKXQJ�XQG�9HUZDOWXQJVDXႇDVVXQJ�

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein  

Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-

form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 

zu honorieren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 

beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-

den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 

Textform vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 

der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 

Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der  
Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit  

Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung,  

Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 

Liquidation und dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
SÀLFKWHQ�

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 

zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 

etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 

alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 

wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 

der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-

nommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 

kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-

tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 

stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 

Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-

rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-

sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 

Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-

len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 

haften als Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 

Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 

mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 

Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-

legungsgesetzes teilzunehmen.

���� $Q]XZHQGHQGHV�5HFKW

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden  

Ansprüche gilt nur deutsches Recht.

Lizenziert für/Licensed to: DORNBACH GmbH | 4298994 | AV00018986
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